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D18 401532-2/2012/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin MMag. Dr. SCHNEIDER als Einzelrichterin Uber die Beschwerde der XXXX,
Staatsangehorigkeit Usbekistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 08. Marz 2012, Zahl 11 13.057-EAST-
Ost, zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin MMag. Dr. SCHNEIDER als Einzelrichterin Uber die
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Beschwerde der romisch 40, Staatsangehdrigkeit Usbekistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 08. Marz
2012, Zahl 11 13.057-EAST-Ost, zu Recht erkannt:

Der Beschwerde wird gemal3 8 41 Abs. 3 Asylgesetz 2005,BGBI. | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) in der FassungBGBI. | Nr.
4/2008, stattgegeben und der bekdampfte Bescheid behobenDer Beschwerde wird gemal3 Paragraph 41, Absatz 3,
Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG 2005) in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 4 aus 2008,, stattgegeben und der bekdmpfte Bescheid behoben.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Die minderjéhrige Beschwerdefiihrerin, eine in Osterreich geborene usbekische Staatsangehdorige, ist die Tochter
der (damaligen) Beschwerdefihrerin zu D6 319084-1/2008 und des Beschwerdefihrers zu D18 319083-2/2012. lhre
Mutter stellte als gesetzliche Vertreterin fur die minderjahrige Beschwerdefiihrerin am 19.6.2008 beim Bundesasylamt
einen Antrag auf internationalen Schutz.rémisch eins.1. Die minderjihrige Beschwerdefihrerin, eine in Osterreich
geborene usbekische Staatsangehdrige, ist die Tochter der (damaligen) Beschwerdefuhrerin zu D6 319084-1/2008 und
des Beschwerdeflhrers zu D18 319083-2/2012. |hre Mutter stellte als gesetzliche Vertreterin flr die minderjahrige
Beschwerdefihrerin am 19.6.2008 beim Bundesasylamt einen Antrag auf internationalen Schutz.

I.2. Mit Bescheid vom 03.09.2008 wies das Bundesasylamt den Antrag gemal3 § 3 Abs. 1iVm8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005,
BGBI. | 100 (im Folgenden: AsylG), ab und erkannte der minderjdhrigen Beschwerdefiihrerin den Status der
Asylberechtigten nicht zu. GemaR § 8 Abs.1 Z 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 leg. cit. wurde der minderjahrigen
BeschwerdefUhrerin auch der Status der subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf Usbekistan nicht zuerkannt. Von
einem Ausspruch der Durchfuhrung der Ausweisung sah das Bundesasylamt ab, da noch keine rechtskraftige
Ausweisungsentscheidung bezlglich ihrer Bezugspersonen - deren Ausweisung bis zum 01.08.2008 aufgeschoben
wurde - vorlag.romisch eins.2. Mit Bescheid vom 03.09.2008 wies das Bundesasylamt den Antrag gemal3 Paragraph 3,
Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt romisch eins 100 (im
Folgenden: AsylG), ab und erkannte der minderjahrigen Beschwerdefihrerin den Status der Asylberechtigten nicht zu.
Gemald Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, leg. cit. wurde der
minderjahrigen BeschwerdefUhrerin auch der Status der subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf Usbekistan nicht
zuerkannt. Von einem Ausspruch der Durchfiihrung der Ausweisung sah das Bundesasylamt ab, da noch keine
rechtskraftige Ausweisungsentscheidung bezlglich ihrer Bezugspersonen - deren Ausweisung bis zum 01.08.2008
aufgeschoben wurde - vorlag.

I.3. Gegen diesen Bescheid richtete sich die fristgerecht (als Berufung) eingebrachte Beschwerde. Mit Erkenntnis des
Asylgerichtshofes vom 04. Dezember 2008, GZ: D6 401532-1/2008/2E, wurde die damalige Beschwerde gemal gemaR
88 3, 8 Asylgesetz 2005 abgewiesen.romisch eins.3. Gegen diesen Bescheid richtete sich die fristgerecht (als Berufung)
eingebrachte Beschwerde. Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 04. Dezember 2008, GZ: D6 401532-1/2008/2E,
wurde die damalige Beschwerde gemaR gemal Paragraphen 3, 8, Asylgesetz 2005 abgewiesen.

Begrindend wurde ausgefuhrt, dass die Beschwerden ihrer Eltern der Asylgerichtshof mit Erkenntnis vom selben Tag
gemalR 88 3, 8 AsylG abgewiesen und hinsichtlich des Spruchpunktes Ill. des angefochtenen Bescheides
(Ausweisungsentscheidung) insofern Folge gegeben habe, als dieser (mit Blick auf die Abstandnahme von der
Ausweisung im damaligen Verfahren zur Wahrung der Familieneinheit) ersatzlos behoben worden sei. Die
Beschwerdefiihrerin selbst sei keiner wie immer gearteten Verfolgung in ihrem Herkunftsstaat ausgesetzt. Diese
Feststellungen wirden sich aus den Asylakten der minderjahrigen Beschwerdefuhrerin, ihrer Mutter und ihrem Vater
ergeben, im Ubrigen werde auf das (den Vater betreffende) Erkenntnis des Asylgerichtshofes verwiesen.Begriindend
wurde ausgefuhrt, dass die Beschwerden ihrer Eltern der Asylgerichtshof mit Erkenntnis vom selben Tag gemaR
Paragraphen 3, 8, AsylG abgewiesen und hinsichtlich des Spruchpunktes romisch drei. des angefochtenen Bescheides
(Ausweisungsentscheidung) insofern Folge gegeben habe, als dieser (mit Blick auf die Abstandnahme von der
Ausweisung im damaligen Verfahren zur Wahrung der Familieneinheit) ersatzlos behoben worden sei. Die
Beschwerdefiihrerin selbst sei keiner wie immer gearteten Verfolgung in ihrem Herkunftsstaat ausgesetzt. Diese
Feststellungen wirden sich aus den Asylakten der minderjahrigen Beschwerdefuhrerin, ihrer Mutter und ihrem Vater
ergeben, im Ubrigen werde auf das (den Vater betreffende) Erkenntnis des Asylgerichtshofes verwiesen.
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Da die Beschwerden des Vaters und der Mutter der Beschwerdefihrerin mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom
gleichen Tag gemal 88 3, 8 AsylG abgewiesen worden seien und auch bei der Beschwerdeflhrerin selbst keine
Voraussetzungen fur eine positive Erledigung der Beschwerde vorgelegen habe, sei auch die Beschwerde der
Beschwerdefiihrerin hinsichtlich der bekampften Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigten sowie des
subsidiar Schutzberechtigten (Spruchpunkt I. und Il. des angefochtenen Bescheides) abzuweisen.Da die Beschwerden
des Vaters und der Mutter der Beschwerdefihrerin mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom gleichen Tag gemal
Paragraphen 3, 8, AsylG abgewiesen worden seien und auch bei der Beschwerdefiihrerin selbst keine
Voraussetzungen fur eine positive Erledigung der Beschwerde vorgelegen habe, sei auch die Beschwerde der
Beschwerdefiihrerin hinsichtlich der bekampften Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigten sowie des
subsidiar Schutzberechtigten (Spruchpunkt romisch eins. und rémisch zwei. des angefochtenen Bescheides)

abzuweisen.
Das Erkenntnis wurde der Mutter der Beschwerdeflihrerin am 16.12.2008 zugestellt.

I.4. Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft XXXX vom 18.03.2009 wurde die Ausweisung der Beschwerdefihrerin
und ihrer Mutter aus dem Bundesgebiet der Republik Osterreich infolge unrechtméRigen Aufenthalts gemaR § 31 Abs.
1,8 53 Abs. 1 und 8 66romisch eins.4. Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft romisch 40 vom 18.03.2009 wurde die
Ausweisung der Beschwerdefiihrerin und ihrer Mutter aus dem Bundesgebiet der Republik Osterreich infolge
unrechtmaligen Aufenthalts gemal Paragraph 31, Absatz eins,, Paragraph 53, Absatz eins und Paragraph 66

Abs. 1 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG) verflugt Absatz eins, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG) verfigt.

I.5. Am 27.10.2011 reiste die minderjahrige Beschwerdefuhrerin gemeinsam mit ihrem Vater (Beschwerdeftihrer zu
D18 319083-2/2012) unter Umgehung der Grenzkontrolle erneut nach Osterreich ein und stellte dieser fir die
minderjahrige BeschwerdefUhrerin am 30.10.2011, nachdem er einer fremdenrechtlichen Kontrolle unterzogen
worden war, einen weiteren Asylantrag.romisch eins.5. Am 27.10.2011 reiste die minderjahrige Beschwerdefihrerin
gemeinsam mit ihrem Vater (Beschwerdefihrer zu D18 319083-2/2012) unter Umgehung der Grenzkontrolle erneut
nach Osterreich ein und stellte dieser fiir die minderjahrige Beschwerdefiihrerin am 30.10.2011, nachdem er einer
fremdenrechtlichen Kontrolle unterzogen worden war, einen weiteren Asylantrag.

Anlasslich des gegenstandlichen Asylverfahrens hat der gesetzliche Vertreter der Beschwerdefuhrerin bei der
niederschriftlichen Befragung am 31.10.2011 vor der Polizeiinspektion, EAST Ost, insbesondere angegeben, er habe im
Herkunftsstaat im April 2011 Probleme mit der Polizei und mit Wahhabiten gehabt. Hinsichtlich seiner Kinder gab er
ausdrucklich an, dass diese keine eigenen Asylgriinde hatten.

I.6. Der gesetzliche Vertreter der Beschwerdefiihrerin wurde des Weiteren am 07.11.2011, am 08.02.2012 sowie am
24.02.2012 vor dem Bundesasylamt, Erstaufnahmestelle Ost, einvernommen.romisch eins.6. Der gesetzliche Vertreter
der Beschwerdeflihrerin wurde des Weiteren am 07.11.2011, am 08.02.2012 sowie am 24.02.2012 vor dem
Bundesasylamt, Erstaufnahmestelle Ost, einvernommen.

Hinsichtlich der minderjahrigen Beschwerdeflhrerin gab er an, dass sie keine gesundheitlichen Probleme habe und die
gleichen Probleme wie er habe. Er wiinsche, dass seine Tochter in einem demokratischen Land aufwachse. Hinsichtlich
der Beschwerdeflihrerin wurde eine Geburtsurkunde sowie eine Geburtsbestatigung in Vorlage gebracht.

I.7. Am 17.11.2011 richtete das Bundesasylamt eine Anfrage nach Artikel 21 an Ungarn, Polen und die Slowakei. Dies
wurde dem gesetzlichen Vertreter durch eine Mitteilung gem.8 28 Abs. 2 AsylG, welche ihm am 17.11.2011
ausgehandigt wurde, zur Kenntnis gebracht.rémisch eins.7. Am 17.11.2011 richtete das Bundesasylamt eine Anfrage
nach Artikel 21 an Ungarn, Polen und die Slowakei. Dies wurde dem gesetzlichen Vertreter durch eine Mitteilung gem.
Paragraph 28, Absatz 2, AsylG, welche ihm am 17.11.2011 ausgehandigt wurde, zur Kenntnis gebracht.

Die Antwort der ungarischen Behdrden langte am 30.11.2011, der slowakischen Behérden am 08.12.2011 und der
polnischen Behérden am 28.12.2011 beim Bundesasylamt ein. Aus allen Antwortschreiben ergab sich, dass in den drei
Landern hinsichtlich der Beschwerdefihrerin und ihrer Familie keinerlei Daten aufscheinen.

1.8. Aufgrund des bisherigen Ermittlungsergebnisses wurde dem gesetzlichen Vertreter am 08.02.2012 eine schriftliche
Mitteilung gemald §29 Abs 3 Zi 4 AsylG 2005 ausgefolgt, mit welcher diesem die Absicht des Bundesasylamtes zur
Kenntnis gebracht wurde, die Antrdge der Beschwerdeflhrerin und ihres Vaters auf internationalen Schutz wegen
entschiedener Sache zurlckzuweisen.rémisch eins.8. Aufgrund des bisherigen Ermittlungsergebnisses wurde dem
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gesetzlichen Vertreter am 08.02.2012 eine schriftliche Mitteilung gemaf §29 Absatz 3, Zi 4 AsylG 2005 ausgefolgt, mit
welcher diesem die Absicht des Bundesasylamtes zur Kenntnis gebracht wurde, die Antréage der Beschwerdeflhrerin
und ihres Vaters auf internationalen Schutz wegen entschiedener Sache zurtckzuweisen.

I.9. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 08. Marz 2012, Zahl 11 13.057-EAST-Ost, wurde der Antrag auf
internationalen Schutz vom 30. Oktober 2011 gemal3 8 68 Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG),
BGBI. Nr. 51/1991 idgF, wegen entschiedener Sache zurlckgewiesen (Spruchpunkt I.) und in Spruchpunkt Il. des
Bescheides die Beschwerdefuhrerin gemaR 8 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 (AsylG) idgF, aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet nach Usbekistan ausgewiesen.romisch eins.9. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom
08. Marz 2012, Zahl 11 13.057-EAST-Ost, wurde der Antrag auf internationalen Schutz vom 30. Oktober 2011 gemaR
Paragraph 68, Absatz eins, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991,
idgF, wegen entschiedener Sache zurtickgewiesen (Spruchpunkt romisch eins.) und in Spruchpunkt rémisch zwei. des
Bescheides die Beschwerdefihrerin gemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG) idgF, aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet nach Usbekistan ausgewiesen.

Dagegen wurde fristgerecht Beschwerde eingebracht.

1.10. Mit E-Mail vom 19. Marz 2012 teilte der Asylgerichtshof dem Bundesasylamt mit, dass die Beschwerdevorlage am
selben Tag beim Asylgerichtshof eingelangt sei.rémisch eins.10. Mit E-Mail vom 19. Marz 2012 teilte der Asylgerichtshof
dem Bundesasylamt mit, dass die Beschwerdevorlage am selben Tag beim Asylgerichtshof eingelangt sei.

Il. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

II.1. Gemal? § 28 Abs. 1 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG), Art. 1
Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz, BGBI. | Nr. 4/2008, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 2008 in Kraft. Gleichzeitig
tritt das Bundesgesetz Uber den Unabhangigen Bundesasylsenat - UBASG, BGBI. | Nr. 77/1997, zuletzt geandert durch
das Bundesgesetz BGBI. | Nr. 100/2005, aufller Kraftromisch zwei.1. GemaR Paragraph 28, Absatz eins, des
Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG), Artikel eins, Asylgerichtshof-
Einrichtungsgesetz, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008,, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 2008 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Bundesgesetz Uber den Unabhangigen Bundesasylsenat - UBASG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
77 aus 1997,, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,, auRer Kraft.

Gemald § 28 Abs. 5 AsylGHG, in der Fassung BGBI. | Nr. 147/2008, treten in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. | Nr.
147/2008 in Kraft:GemaR Paragraph 28, Absatz 5, AsylGHG, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus
2008,, treten in der Fassung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008, in Kraft:

das Inhaltsverzeichnis, § 13 Abs. 2 und Abs. 4 letzter Satz, § 14 Abs. 3, § 17 Abs. 5, § 23 und § 29 Abs. 6 mit 1. Juli
2008;das Inhaltsverzeichnis, Paragraph 13, Absatz 2 und Absatz 4, letzter Satz, Paragraph 14, Absatz 3,, Paragraph 17,
Absatz 5,, Paragraph 23 und Paragraph 29, Absatz 6, mit 1. Juli 2008;

§ 24 mit Ablauf des Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes. Auf vor diesem Zeitpunkt ergangene, zu
vollstreckende Entscheidungen Abs. 2 dieser Bestimmung mit der MaRgabe sinngemall anzuwenden, dass der
Asylgerichtshof mit Beschluss nachtraglich eine Vollstreckungsbehérde bestimmen kann.Paragraph 24, mit Ablauf des
Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes. Auf vor diesem Zeitpunkt ergangene, zu vollstreckende
Entscheidungen Absatz 2, dieser Bestimmung mit der MaRRgabe sinngemald anzuwenden, dass der Asylgerichtshof mit
Beschluss nachtraglich eine Vollstreckungsbehérde bestimmen kann.

Gemald § 22 Abs. 1 Asylgesetz 2005, Art. 2 Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz, BGBI. | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) in der
Fassung BGBI. | Nr. 4/2008, ergehen Entscheidungen des Asylgerichtshofes in der Sache selbst in Form eines
Erkenntnisses, alle anderen in Form eines Beschlusses. Die Entscheidungen des Bundesasylamtes und des
Asylgerichtshofes haben den Spruch und die Rechtsmittelbelehrung auch in einer dem Asylwerber verstandlichen
Sprache zu enthalten.GemaR Paragraph 22, Absatz eins, Asylgesetz 2005, Artikel 2, Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG 2005) in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008,,
ergehen Entscheidungen des Asylgerichtshofes in der Sache selbst in Form eines Erkenntnisses, alle anderen in Form
eines Beschlusses. Die Entscheidungen des Bundesasylamtes und des Asylgerichtshofes haben den Spruch und die
Rechtsmittelbelehrung auch in einer dem Asylwerber verstandlichen Sprache zu enthalten.
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GemalR § 61 Abs. 3 AsylG 2005, in der FassungBGBI. | Nr. 4/2008, entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter
Uber Beschwerden gegenGemal? Paragraph 61, Absatz 3, AsylG 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4
aus 2008,, entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter tber Beschwerden gegen

zuruckweisende Bescheide
wegen Drittstaatsicherheit gemaR 8 4,wegen Drittstaatsicherheit gemal Paragraph 4,;

wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemal? § 5;wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemaR Paragraph
S5,

wegen entschiedener Sache gemal’ 8 68 Abs. 1 AVG undwegen entschiedener Sache gemal3 Paragraph 68, Absatz eins,
AVG und

die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

Im gegenstandlichen Fall handelt es sich um ein Beschwerdeverfahren gemaR
8 68 Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG), das gemafR

861 Abs. 3 AsylG 2005, in der Fassung BGBI. | Nr. 4/2008, von der

nach der Geschaftsverteilung zustandigen Einzelrichterin zu entscheiden ist.

I1.2. Gemal? § 23 Abs. 1 AsylGHG, in der FassungBGBI. | Nr. 147/2008, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG
2005), BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit der MalRgabe sinngemal anzuwenden, dass
an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.romisch zwei.2. Gemal3 Paragraph 23, Absatz eins,
AsylGHG, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008,, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005
(AsylG 2005), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof
die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der
Mal3gabe sinngemal} anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

Gemal § 23 Abs. 2 AsylGHG, in der FassungBGBI. | Nr. 147/2008, sind die Erkenntnisse im Namen der Republik zu
verkiinden und auszufertigen.Gemal3 Paragraph 23, Absatz 2, AsylGHG, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
147 aus 2008,, sind die Erkenntnisse im Namen der Republik zu verkiinden und auszufertigen.

Gemal § 66 Abs. 4 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBI. | Nr. 51/1991 (AVG), hat die Berufungsbehdrde
auBer in dem in Abs. 2 erwahnten Fall, sofern die Berufung nicht als unzuldssig oder verspatet zurtickzuweisen ist,
immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begrindung (8
60) ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemald den angefochtenen Bescheid
nach jeder Richtung abzuandern.GemaR Paragraph 66, Absatz 4, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 1991, (AVG), hat die Berufungsbehorde aulBer in dem in Absatz 2, erwahnten
Fall, sofern die Berufung nicht als unzuldssig oder verspatet zurlckzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu
entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begrindung (Paragraph 60,) ihre
Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder

Richtung abzuandern.

II.3. GemalR8 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die auBer den Fdllen der 88 69 und 71 AVG die
Abdnderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wenn die Behorde nicht
den Anlass zu einer Verfligung gemal3 den Abs. 2 bis 4 findet, wegen entschiedener Sache zurlickzuweisen.rémisch
zwei.3. Gemal Paragraph 68, Absatz eins, AVG sind Anbringen von Beteiligten, die aul3er den Fallen der Paragraphen
69 und 71 AVG die Abanderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wenn
die Behorde nicht den Anlass zu einer Verfiigung gemald den Absatz 2 bis 4 findet, wegen entschiedener Sache

zurlckzuweisen.

GemalR § 41 Abs 3 AsylG 2005, in der FassungBGBI. | Nr. 4/2008, ist in einem Verfahren Uber eine Beschwerde gegen
eine zurlckweisende Entscheidung und die damit verbundene Ausweisung § 66 Abs. 2 AVG nicht anzuwenden. Ist der
Beschwerde gegen die Entscheidung des Bundesasylamtes im Zulassungsverfahren statt zu geben, ist das Verfahren
zugelassen. Der Beschwerde gegen die Entscheidung im Zulassungsverfahren ist auch statt zu geben, wenn der
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vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfuhrung der Wiederholung einer mindlichen Verhandlung
unvermeidlich erscheint.Gemal3 Paragraph 41, Absatz 3, AsylG 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4
aus 2008,, ist in einem Verfahren Uber eine Beschwerde gegen eine zurlckweisende Entscheidung und die damit
verbundene Ausweisung Paragraph 66, Absatz 2, AVG nicht anzuwenden. Ist der Beschwerde gegen die Entscheidung
des Bundesasylamtes im Zulassungsverfahren statt zu geben, ist das Verfahren zugelassen. Der Beschwerde gegen die
Entscheidung im Zulassungsverfahren ist auch statt zu geben, wenn der vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist,
dass die Durchfihrung der Wiederholung einer miindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint.

I.4. GemaR§ 2 Abs. 1 Z 22 AsylG 2005, in der FassungBGBI. | Nr. 135/2009, ist im Sinne dieses Bundesgesetzes
Familienangehdriger:romisch zwei.4. Gemall Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 22, AsylG 2005, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 135 aus 2009,, ist im Sinne dieses Bundesgesetzes Familienangehoriger:

wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges
Kind eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der Status des subsididar Schutzberechtigten oder des
Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat; dies gilt
weiters auch flir eingetragene Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits im Herkunftsstaat bestanden hat.

Stellt gemal &8 34 Abs. 1 AsylG 2005, in der FassungBGBI. | Nr. 29/2009, ein Familienangehdriger (8 2 Abs. 1 Z 22)
vonStellt gemaR Paragraph 34, Absatz eins, AsylG 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009,,
ein Familienangehoriger (Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 22,) von

einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist;

einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (§8 8) zuerkannt worden ist oderinem Fremden,
dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8,) zuerkannt worden ist oder

einem Asylwerber
einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.

Die Behorde hat Antrage von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu prufen; die Verfahren sind unter
einem zu fuhren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle Familienangehdrigen den gleichen
Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen,
wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrdge waren als unzuldssig
zurlckzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhdlt einen gesonderten Bescheid. Ist einem Fremden der
faktische Abschiebeschutz gemaR § 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist dieser auch seinen Familienangehdrigen
zuzuerkennen (§8 34 Abs. 4 AsylG 2005, in der FassungBGBI. | Nr. 122/2009).Die Behorde hat Antrédge von
Familienangehorigen eines Asylwerbers gesondert zu prufen; die Verfahren sind unter einem zu fihren; unter den
Voraussetzungen der Absatz 2 und 3 erhalten alle Familienangehérigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der
Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status
des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrage waren als unzuldssig zuriickzuweisen oder abzuweisen. Jeder
Asylwerber erhalt einen gesonderten Bescheid. Ist einem Fremden der faktische Abschiebeschutz gemali Paragraph 12
a, Absatz 4, zuzuerkennen, ist dieser auch seinen Familienangehdrigen zuzuerkennen (Paragraph 34, Absatz 4, AsylG
2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,).

Die Bestimmungen des Abs. 1 bis 4 gelten sinngemal? fir das Verfahren beim Asylgerichtshof § 34 Abs. 5 AsylG 2005, in
der Fassung BGBI. | Nr. 4/2008).Die Bestimmungen des Absatz eins bis 4 gelten sinngemaR fir das Verfahren beim
Asylgerichtshof (Paragraph 34, Absatz 5, AsylG 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008,).

Die Beschwerdeflihrerin ist die minderjahrige Tochter des Beschwerdefiihrers zu D18 319083-2/2012. Der im
Verfahren des Vaters der minderjahrigen Beschwerdefiihrerin erhobenen Beschwerde wurde mit Erkenntnis des
Asylgerichtshofes vom heutigen Tag gemald § 41 Abs. 3 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 (AsylG 2005), in der
Fassung BGBI. | Nr. 4/2008, stattgegeben und der bekampfte Bescheid des Bundesasylamtes behobenDie
Beschwerdefiihrerin ist die minderjahrige Tochter des Beschwerdeflhrers zu D18 319083-2/2012. Der im Verfahren
des Vaters der minderjahrigen Beschwerdefihrerin erhobenen Beschwerde wurde mit Erkenntnis des
Asylgerichtshofes vom heutigen Tag gemal Paragraph 41, Absatz 3, Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
100 aus 2005, (AsylG 2005), in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008,, stattgegeben und der
bekampfte Bescheid des Bundesasylamtes behoben.
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Der Asylgerichtshof geht davon aus, dass das Ergebnis der Beschwerde der minderjahrigen Beschwerdefihrerin und
jenes im Verfahren ihres Vaters das Gleiche zu sein hat und daher war auch der mit der vorliegenden Beschwerde
bekampfte Bescheid zu beheben.

Es war daher spruchgemal zu entscheiden. GemaR 8 41 Abs. 4 AsylG 2005, in der Fassung BGBI. | Nr. 29/2009, konnte
die Abhaltung einer mundlichen Verhandlung unterbleiben.Es war daher spruchgemall zu entscheiden. Gemald
Paragraph 41, Absatz 4, AsylG 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009,, konnte die Abhaltung

einer mindlichen Verhandlung unterbleiben.

lll. Wird gegen eine mit einer zurlickweisenden Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz
verbundene Ausweisung Beschwerde ergriffen, hat der Asylgerichtshof dieser binnen einer Woche ab Vorlage der
Beschwerde durch Beschluss die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine
Zuruckweisung, Zuruckschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Staat, in den die Ausweisung lautet, eine
reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willktrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wurde (§ 37
Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | 100/2005 idFBGBI. | 4/2008).rémisch drei. Wird gegen eine mit einer zurtickweisenden
Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz verbundene Ausweisung Beschwerde ergriffen, hat der
Asylgerichtshof dieser binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde durch Beschluss die aufschiebende Wirkung
zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung, Zuruckschiebung oder Abschiebung des Fremden in
den Staat, in den die Ausweisung lautet, eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder
der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willktrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde (Paragraph 37, Absatz eins, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins,
100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 4 aus 2008,).

Gegenstandliche Beschwerde langte am 19. Marz 2012 beim Asylgerichtshof ein. Da der Asylgerichtshof noch vor
Ablauf der in§ 37 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | 100/2005 idF BGBI. | 4/2008, genannten Frist spruchgemal3 entschied,
konnte die gesonderte Entscheidung, der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen,
entfallen.Gegenstandliche Beschwerde langte am 19. Mdrz 2012 beim Asylgerichtshof ein. Da der Asylgerichtshof noch
vor Ablauf der in Paragraph 37, Absatz eins, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, 4 aus 2008, genannten Frist spruchgemal entschied, konnte die gesonderte
Entscheidung, der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, entfallen.

Schlagworte

Familienverfahren
Zuletzt aktualisiert am

23.04.2012

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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